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Vorwort 

Kommt hierzulande die Rede auf den Reformbedarf im heimischen Pensi-
onssystem, ist ein interessantes Phänomen zu beobachten: Die politischen 
Interessenvertreter der österreichischen Pensionisten rücken in geradezu 
atemberaubender Geschwindigkeit aus, um eine möglicherweise aufkei-
mende Reformdebatte für beendet zu erklären. Weil nämlich das österrei-
chische Pensionssystem keinerlei Änderungen bedürfe, es sei sicher wie 
Fort Knox. 
 Bemerkenswert ist dieser Vorgang schon deshalb, weil ja gerade die 
Pensionisten die ganz großen Gewinner einer geglückten Reform wären: 
Sie haben allerhöchstes Interesse an einem tragfähigen und solventen Um-
lagesystem, um pünktlich ihre Renten zu erhalten. Zudem sind sie rechtlich 
vor herben Einschnitten geschützt. Im Juristendeutsch wird dieser Pensio-
nisten-Schutzschild „Vertrauensschutz“ genannt.
  Auf der anderen Seite stehen die nach Reformen rufenden Erwerbstä-
tigen, die in jedem Fall zu den finanziellen Verlierern zählen werden. Für sie 
geht es nur noch um die Begrenzung ihrer finanziellen Verluste, sie dürfen 
zwischen höheren Beiträgen, niedrigeren Pensionen und längerem Ein-
zahlen wählen.
  Das alles hat uns von der Agenda Austria zur Frage geführt, wie hoch 
die Chancen für die Anpassung des Pensionsantrittsalters an die steigende 
Lebenserwartung vor der Wahlurne stünden. Fände eine derartige Reform 
überhaupt noch eine Mehrheit? Wenn ja: Wie stabil wäre diese Mehrheit 
und unter welchen Gesichtspunkten wäre sie zu erreichen? Oder ha-
ben am Ende jene Politiker Recht, die meinen, jede Änderung des Status 
Quo wäre mit herben Stimmenverlusten verbunden? Unsere Volkswirte  
Mag. Michael Christl und Dr. Dénes Kucsera haben die Antworten gefun-
den. Die Ergebnisse haben es in sich – aber sehen Sie selbst. 

  Eine spannende Lektüre wünscht Ihnen 

 Franz Schellhorn 
 Direktor Agenda Austria 
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Kurzfassung



Ausgangslage

Braucht Österreich eine Pensionsreform? Ist das bestehende Pensionssys-
tem auf Dauer finanzierbar und generationengerecht? Sind die Reformen 
der Vergangenheit ausreichend? Über diese Frage wird in wechselnder In-
tensität, aber beinahe permanent diskutiert. Und dies praktisch seit Jahr-
zehnten. 
 Während viele Politiker der Meinung sind, dass das Pensionssystem 
mit leichten Korrekturen abzusichern sei, legen diverse Studien nahe,1 dass 
es höchste Zeit ist, das System grundlegend zu reformieren. Auch einige 
Politiker, zum Teil aus der Regierung, haben sich für eine weitgehende Än-
derung ausgesprochen.
 Eingri!e in das Pensionssystem sind in der Bevölkerung nicht sehr 
beliebt. Länger zu arbeiten, mehr einzahlen zu müssen oder eine geringere 
Pension zu bekommen, führen nicht eben zu Jubelschreien. Aufgrund der 
demografischen Entwicklung – die Lebenserwartung steigt ständig und 
die starken Babyboomer-Jahrgänge gehen demnächst in Pension – ist je-
doch nicht zu leugnen, dass der finanzielle Druck auf das staatliche Pensi-
onssystem sukzessive steigen wird.
 Daher drängt sich die Frage auf, ob eine Pensionsreform politisch 
überhaupt machbar ist: Wird eine Partei, die strengere Bestimmungen für 
den Ruhestand fordert, nicht automatisch die nächsten Wahlen verlieren? 
Einfach deswegen, weil eine Mehrheit der Wähler befürchtet, deswegen län-
ger arbeiten zu müssen oder eine geringere Pension zu bekommen? Genau 
darum geht es in dieser Studie. Sie untersucht – zum ersten Mal in Öster-
reich – die Interessenslage der Wähler in puncto Gestaltung des Pensi-
onssystems: Wer gewinnt, wer verliert im Fall einer grundlegenden Um-
stellung auf ein System, in dem das Pensionsalter im Gleichklang mit der 
wachsenden Lebenserwartung steigen würde, so wie das in Schweden der 
Fall ist (Pensionsautomatik)? Dieses wäre nämlich dauerhaft finanzierbar.
 In Österreich gibt es keinen Zusammenhang zwischen der Pensi-
onshöhe und der Lebenserwartung (wie lange die Pension voraussichtlich 
bezogen wird). Weil wir aber im Durchschnitt immer älter werden, gibt es 
eine wachsende Finanzierungslücke – der Staat (in irgendeiner Form also 
wir alle) muss jedes Jahr mehr Geld ins Pensionssystem zuschießen. 2014 
waren dies mehr als acht Milliarden Euro.2 Das ist mehr als das Hypo Alpe 

1 Marin (2013), Felderer, Komean und Schuh (2005), Knell (2005), Knell (2013), Schuh (2010) und zuletzt von 
Christl und Kucsera (2014), den Verfassern auch dieser Studie.  

2 Dies sind die sogenannten Bundesmittel, die aus dem Budget zugeschossen werden. Zusätzlich fallen pro Jahr 
ca. zwei Milliarden Euro an Kosten an, weil der Bund die Pensionsbeiträge für bestimmte Personengruppen wie 
Zivildiener entrichtet. 07



Adria-Desaster in den nächsten Jahren jeweils kosten wird. 2045 wird 
sich dieser Zuschuss übrigens real verdreifachen.3 
 In Schweden hingegen hängt die Pensionshöhe auch von der vor-
aussichtlichen Lebenserwartung zum Zeitpunkt der Pensionierung ab, die 
längere Bezugsdauer wird also automatisch berücksichtigt. Jeder Schwede 
sieht auf einen Blick, wie hoch seine Pension sein wird. Die auf das indi-
viduelle Pensionskonto eingezahlten Beiträge werden durch die o"ziel-
le statistische Lebenserwartung dividiert, woraus sich die zu erwartende 
Pensionshöhe ergibt. Das führt zu mehr Kostenwahrheit, weil kein Zu-
schuss aus dem Budget mehr nötig ist. Gleichzeitig gibt es eine Mindest-
pension, die ähnlich hoch ist wie in Österreich: Kein Schwede muss fürch-
ten, unter eine bestimmte Grenze zu fallen, die vom Parlament festgelegt 
wird. Mehr als das hat die schwedische (Partei-)Politik in puncto Pensionen 
nicht mitzureden – im Gegensatz zu Österreich, wo die Pensionen regel-
mäßig Thema von Wahlkampfversprechungen sind.
 Die Studie zeigt aber nicht nur die aktuelle Interessenslage der Wäh-
ler gegenüber einer möglichen Pensionsreform, die die Lebenserwartung 
einbezieht. Sie legt auch dar, wie sich das steigende Durchschnittsalter in 
Österreich auf die politische Machbarkeit einer Reform auswirkt: Bis wann, 
also bis zu welchem Jahr sind die Gewinner einer solchen Reform vor der 
Wahlurne noch in der Mehrheit? Ab wann die Verlierer?
 Die Studienautoren unterstellen die Beibehaltung des staatlichen 
Umlageverfahrens, in dem das Pensionsantrittsalter mit der Lebenserwar-
tung mitwächst (Pensionsautomatik) und vergleichen dieses reformierte 
Modell mit den plausibelsten Alternativen. Einerseits mit der von der Re-
gierung präferierten zarten Reform, die einen Anstieg des durchschnittli-
chen Pensionsantrittsalters auf 61,1 Jahre bis 2030 vorsieht. Andererseits 
mit einer deutlich flotteren Reform, die einen Anstieg des Pensionsantritts-
alters von 65 Jahren für Männer und Frauen bis 2020 unterstellt. Die Au-
toren beantworten also die Frage, wie das schwedische Modell aus Sicht 
der Wähler im Vergleich zu den Alternativen abschneidet, wie also auf ein 
finanziell nachhaltigeres und für die Jungen gerechteres Pensionssys-
tem umgestellt werden könnte. Damit geben sie den politischen Entschei-
dungsträgern Antwort auf die essenzielle Frage: Wie gehe ich es am besten 
an, wenn das staatliche Pensionssystem dauerhaft und allen Generationen 
gegenüber fair abgesichert werden soll? 

3 Siehe Christl und Kucsera (2014).08



Ergebnisse

Gäbe es eine Pensionsreform, die auch den Faktor Lebenserwartung ein-
bezieht, wie würden die Österreicher darüber denken? Wer würde also von 
der Pensionsautomatik wirtschaftlich profitieren, wer verlieren? Schon im 
Jahr 2014 hätten 72,3 Prozent der Wähler gegen eine Reform stimmen 
müssen, weil für sie das österreichische System mehr finanzielle Vortei-
le bringt als ein finanziell nachhaltiges Pensionsmodell. Sie sind hier auf 
Kosten der anderen besser gestellt. Der Rest – 27,7 Prozent – würde von 
einer Umstellung auf eine Pensionsautomatik wie in Schweden profitieren. 
In anderen Worten: Entscheidungsträger, die eher das Wählerinteresse vor 
Augen haben als Generationenfairness, würden sich aus rein egoistischen 
Motiven gegen eine Reform aussprechen, da diese wenig populär ist.
 Mit dem „österreichischen Pensionssystem“ ist in diesem Fall jenes 
gemeint, das ein sanft steigendes faktisches Pensionsantrittsalter (bis 2030 
auf 61,1 Jahre) vorsieht, wie es auch die Pensionskommission der Bundes-
regierung ihren Berechnungen zugrunde legt. Dass bereits jetzt nur ein 
gutes Viertel der Wähler ein faires und finanziell nachhaltiges Pensionssys-
tem bevorzugen würde, ist ein warnendes Indiz dafür, dass das Pensions-
antrittsalter in Österreich für ein funktionierendes System zu niedrig an-
gesetzt ist und die Anhebung nicht schnell genug erfolgt.
 Wie sieht es aber aus, wenn Gewinner des jetzigen Modells über ihre 
eigenen Interessen hinaus denken und ein nachhaltigeres System befür-
worten? Bisherige Studien schätzen, dass etwa 20 Prozent der Bevölke-
rung altruistische Motive verfolgen. Um eine Mehrheit für eine Reform mit 
Pensionsautomatik zu finden, braucht es aber mehr als 30 Prozent solcher 
Altruisten (siehe Abb. 6, S. 35). Auch der langfristige Trend ist klar: Je län-
ger die Politik eine nachhaltige Reform nach schwedischem Muster auf-
schiebt, umso kleiner wird die Zahl jener, in deren Interesse sie ist. Poli-
tisch wird eine Reform also immer schwerer durchsetzbar – ein Grund 
dafür, sie möglichst rasch umzusetzen.
 Wie bereits festgestellt ist das faktische Pensionsantrittsalter zu 
niedrig. Aber was wäre anders, wenn es schneller als von der Regierung 
prognostiziert stiege? Konkret, wenn ab 2020 Männer und Frauen mit 65 
Jahren in Pension gehen? Wäre eine Reform dann politisch machbar? In 
diesem Fall hängt die Zahl der Reformgewinner beziehungsweise der 
Verlierer davon ab, wer den Zuschuss aus dem Bundesbudget zu den 
Pensionen bezahlt: die Erwerbstätigen (über höhere Pensionsbeiträge 
und/oder Steuern) oder auch die Pensionisten (über Pensionen, die schwä-
cher wachsen als die Inflation beziehungsweise über höhere Steuern). 09



 Die für Österreich wahrscheinlichste Variante ist, dass der Bundes-
beitrag von beiden Gruppen gleichermaßen finanziert werden muss. In 
diesem Fall gibt es nur noch bis 2018 eine Mehrheit für eine Reform, denn 
die Zahl der Wähler, die von einer solchen profitieren würde, nimmt stän-
dig ab. Dies gilt jedoch nur, wenn, wie bereits erwähnt, das faktische Pensi-
onsantrittsalter wesentlich rascher angehoben werden kann als bisher.
 Dies sind keine besonders guten Nachrichten für Politiker, die im Sin-
ne des Allgemeinwohls etwas gegen den jährlich wachsenden Bundeszu-
schuss sowie gegen die stärkere Belastung für die jüngeren Generationen 
unternehmen wollen.
 Damit die politischen Kosten bzw. die Quittung an der Wahlurne 
möglichst gering ausfällt, gilt es zunächst, die Ungerechtigkeiten und Kos-
ten des aktuellen Systems für alle klar erkennbar darzustellen. Zusätzlich 
sind die individuellen Vorteile herauszuarbeiten, damit jene, die von einer 
Reform profitieren würden, das auch wissen. In Österreich scheint dies 
derzeit nämlich nicht der Fall zu sein: 2014 mussten ja über acht Milliarden 
Euro aus dem Bundeshaushalt aufgewendet werden, um das Pensions-
system finanzierbar zu halten. Was abstrakt und weit entfernt klingt, heißt 
konkret: Jede Erwerbsperson steuert zur Finanzierung der Pensionslücke 
bereits jetzt monatlich 151 Euro bei. Entweder über Steuern oder Schul-
den für die künftigen Generationen. 
 Das Ziel muss also sein, die Österreicher von der Dringlichkeit einer 
Reform zu überzeugen. Wenn dies gelingt, werden die Politiker dafür auch 
nicht notwendigerweise abgestraft, wie Beispiele in Schweden, Kanada 
und nicht zuletzt Österreich selbst zeigen: Die Partei, die für die im Jahr 
2000 beschlossene stufenweise Anhebung des gesetzlichen Pensionsalters 
verantwortlich war, erzielte in der folgenden Wahl ein ausgezeichnetes Er-
gebnis. Gefragt ist ausführliche und verständliche Information. Laut einer 
in der Tageszeitung „Kurier“ verö!entlichten Umfrage sprachen sich im 
November 2014 rund 77 Prozent der unter 30-Jährigen gegen einen Auto-
matismus aus – o!enbar nicht wissend, dass sie davon profitieren würden.4
 Ist diese Aufgabe erfüllt, gibt es mehrere Möglichkeiten, wie die Re-
form genau gestaltet wird. Die zweckmäßigste Umgestaltung setzt bei der 
sogenannten Pensionsformel „45-65-80“ an. Es sollte einen Mechanismus 
geben, der sicherstellt, dass die steigende Lebenserwartung automatisch 
berücksichtigt wird. Das kann geschehen, indem das gesetzliche Antritts-

4 Leitner, Karin: Mehrheit der VP-Wähler gegen Mitterlehners Pensions-Pläne, in: www.kurier.at, 25.11.2014, 
http://kurier.at/politik/inland/kurier-ogm-umfrage-mehrheit-der-oevp-waehler-gegen-mitterlehners-pensions-
plaene/98.940.808/print (abgerufen am 28.1.2015).10



alter von derzeit 65 Jahren automatisch steigt. Diese Maßnahme zieht 
auch einen höheren Durchrechnungszeitraum als 45 Jahre nach sich. Mit 
dem E!ekt, dass für die gleiche Pension – die aber länger bezogen wird – 
länger zu arbeiten ist und so das System entlastet wird.
 Die dritte Option wäre, die Pensionen zu senken, also die Ersatzra-
te von derzeit 80 Prozent zu verringern. Wer derzeit 45 Beitragsjahre hat 
und 65 Jahre alt ist, bekommt ja 80 Prozent seines durchschnittlichen Le-
benseinkommens als Pension, was übrigens ein Spitzenwert innerhalb der 
OECD ist. Von den drei genannten Möglichkeiten ist die automatische 
Anhebung des Pensionsantrittsalters die transparenteste.
 Dass eine Pensionsreform im Sinne der Allgemeinheit notwendig 
ist und gleichzeitig immer unpopulärer wird, wurde bereits dargelegt. Es 
gibt aber ein weiteres Argument, warum es politisch günstiger ist, bald 
zu handeln: Je früher das System reformiert wird, umso früher wird dies 
auch von den Wählern belohnt werden, da die Zahl der Älteren in der Be-
völkerung anteilsmäßig steigt.

Tabellarische Übersicht
Die Berechnungen der Studie wurden auf Basis von zwei Szenarien ange-
stellt. Szenario 1 entspricht der Prognose der Pensionskommission, der zu-
folge das Pensionsantrittsalter bis zum Jahr 2030 auf 61,1 Jahre ansteigt. 
Szenario 2 nimmt ein rasch ansteigendes Pensionsantrittsalter für Männer 
und Frauen auf 65 Jahre bis 2020 an. In beiden Szenarien werden dann 
fünf Varianten unterschieden, je nachdem welche Bevölkerungsgruppe die 
Lasten für die steigenden Kosten des Pensionssystems trägt – Beitragszah-
ler oder Pensionisten. 
 Die folgende Tabelle zeigt, wie viele Altruisten benötigt werden, um 
eine Mehrheit für eine Reform mit Pensionsautomatik im Jahr 2015 sowie 
im Jahr 2030 zu erhalten.
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Wie viel Altruisten werden für eine Mehrheit einer Reform  
mit Pensionsautomatik benötigt?

Tabelle 1 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Ein Beispiel, wie die Tabelle (besser) zu lesen ist: Um im Jahr 2015 eine 
Mehrheit für eine Pensionsreform mit einer automatischen Anpassung an 
die Lebenserwartung zu erhalten, benötigt man mindestens 30,9% Altru-
isten (1.618.000 Personen). Das gilt aber nur unter folgenden Vorausset-
zungen: Das e!ektive Pensionsantrittsalter steigt – wie von der Regierung 
geplant – bis 2030 auf 61,1 Jahre und die Pensionisten müssen den entfal-
lenden Bundesbeitrag über Pensionskürzungen finanzieren. Im Jahr 2030 
müssten schon 1,98 Millionen Bürger gegen ihren eigenen finanziellen 
Vorteil wählen, um unter diesen Bedingungen eine Mehrheit für die Pensi-
onsautomatik zu scha!en.
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Warum Österreichs Pensions-
system immer wieder aus  
dem Gleichgewicht gerät

Das österreichische Pensionssystem basiert auf einem Umlageverfahren. 
Die Erwerbstätigen finanzieren die Pensionen jener, die bereits im Ruhe-
stand sind. Um dieses Umlageverfahren im (finanziellen) Gleichgewicht 
zu halten, müssten sich die Einzahlungen zu jedem Zeitpunkt mit den 
Auszahlungen decken. Sind die Auszahlungen (Pensionen) höher als die 
Einzahlungen, muss der Staat eingreifen und mit Steuergeldern den feh-
lenden Beitrag ausgleichen. Mathematisch kann die Lücke im Umlagever-
fahren wie folgt dargestellt werden:

Bundeszuschuss = gesamte Auszahlungen – gesamte Einzahlungen
 Bt  :=  Pt * Rt  –  Ѭt * Wt * Lt

(1)

Die Auszahlungen ergeben sich aus der Durchschnittspension (P) multipli-
ziert mit der Anzahl der Pensionisten (R); die Einzahlungen zeigen die Bei-
tragsrate5 (Ѭ) multipliziert mit der durchschnittlichen Bemessungsgrundla-
ge, also dem Durchschnittslohn (W), und der Zahl der Beitragszahler (L). 
Diese Gleichung ist zu jedem Zeitpunkt erfüllt. Eine allenfalls anfallende 
Deckungslücke gleicht in Österreich der Staat aus („Ausfallhaftung“).6
 Gleichung (1) kann nun folgendermaßen umgeschrieben werden7:

bt = 1 – 
BRt * qt

Ѭt (2)

(b) bezeichnet den Bundesbeitrag gemessen an den gesamten Ausgaben  
( ). Die Belastungsrate (BR) stellt die Anzahl der Pensionisten der Anzahl 
der Beschäftigten gegenüber ( ). Die durchschnittliche Ersatzrate (q) gibt 
das Verhältnis von Durchschnittspension zum Durchschnittseinkommen 
wieder ( ). 

5 Die Beitragsrate gibt jenen Anteil des Bruttolohns an, der in das Pensionssystem fließt. In Österreich liegt  
dieser Satz bei 22,8 Prozent des monatlichen Bruttolohns. 
6 Es sollte nicht vergessen werden, dass der Staat der Pensionsversicherung Lasten aufbürdet – insbesondere 
Pensionen für Witwen und Waisen, aber auch gewisse Invaliditätspensionen, denen keine Beitragsleistung 
gegenübersteht. 
7 Siehe Knell (2013) und Christl und Kucsera (2014).14



 Der „nicht gedeckte“ Aufwand lag 2014 laut Pensionskommission 
(2014) in Österreich bei über 8 Milliarden Euro. Gemessen an den Gesamt-
ausgaben bedeutet dies einen Bundesbeitrag von knapp einem Viertel der 
gesamten Ausgaben des Pensionssystems. Hinzu kommen weitere Zu-
schüsse (diverse Sozialleistungen), für die der Staat zusätzlich aufkommen 
muss, womit man bei rund 9,6 Milliarden Euro liegt. Beamtenpensionen 
sind aus dem System der Pflichtversicherungen (ASVG, BSVG, FSVG und 
GSVG) ausgenommen. Für diese werden zusätzlich rund 8 Milliarden Euro 
pro Jahr ausgegeben. 
 Wollte die Regierung den Bundesbeitrag reduzieren, stünden ihr fol-
gende Instrumente zur Verfügung: 

Höhere Beitragsrate (Ѭ):

Mit einer Erhöhung der Beitragsrate steigen die Einzahlungen ins Pensi-
onssystem, wodurch ceteris paribus ein niedrigerer Bundesbeitrag benö-
tigt bzw. möglich wird. Österreich hat mit 22,8 Prozent des Bruttolohns al-
lerdings bereits jetzt eine sehr hohe Beitragsrate. Eine weitere Anhebung 
würde auch die ebenfalls schon sehr hohen Lohnnebenkosten erhöhen. 
Die Konsequenz einer dauerhaft höheren Beitragsrate wäre zudem, dass 
die arbeitende Generation (und hier vor allem die Jüngsten) die steigen-
den Kosten der Pensionen zu tragen hätte. 
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Beiträge gemessen am Bruttolohn, EU-Vergleich
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Abbildung 1 
Quelle: OECD (2013).

Niedrigere Pensionen (sinkende Ersatzrate (q)):

Wird ceteris paribus ein geringerer Bundeszuschuss angestrebt, könnte 
dieses Ziel auch über eine niedrigere Pensionsansprüche (geringere Er-
satzrate) erreicht werden. Die Ersatzrate ist in Österreich im europäischen 
Vergleich relativ hoch. Ob dieses Szenario rechtlich umsetzbar ist, ist um-
stritten, weil aufgrund des Vertrauensschutzes praktisch nur schwer (le-
diglich durch Anpassung unter Inflationsniveau) in bestehende Pensionen 
und nur sehr schwer in Leistungsversprechen an kurz vor der Pensionie-
rung stehende Personen eingegri!en werden kann. Zudem ist dies poli-
tisch zumeist nicht gewollt. Eine permanente Pensionskürzung würde alle 
Generationen tre!en – die Älteren früher, die Jüngeren später. 
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Pensionshöhe in Prozent des durchschnittlichen Nettolohns,  
EU-Vergleich
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Abbildung 2 
Quelle: OECD (2013).

Das Verhältnis von Ein- und Auszahlern (BR) verbessern: 

Die Belastungsrate (BR) spiegelt die Relation zwischen Pensionisten und 
Einzahlern wider und ist ein weitgehend exogen bestimmter Faktor (sie-
he Abbildung 3). Die steigende Lebenserwartung sowie die bevorstehen-
de Pensionierung geburtenstarker Jahrgänge und eine niedrige Fertilität 
lassen die Belastungsrate steigen, was ceteris paribus zu einem höheren 
Bundeszuschuss führt. Ein gewisser Ausgleich ist durch höhere Erwerbs-
beteiligung der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter, durch einen Anstieg 
des Pensionsantrittsalters sowie durch verstärkte Migration in den Arbeits-
markt denkbar. Das Anheben des e!ektiven Pensionsantrittsalters kann 
den Anstieg der Belastungsrate abschwächen, da es die Zahl der Pensio-
nisten verringert und zugleich die Zahl der Versicherten erhöht. Dies wäre 
durchaus sinnvoll, müsste jedoch schneller als bisher erfolgen. Auch eine 
generell höhere Partizipation auf dem Arbeitsmarkt würde die Zahl der Ein-
zahler erhöhen und daher die Belastungsrate senken. 
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Wie viele Pensionisten kommen auf hundert Beitragszahler
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Abbildung 3 
Anmerkung: Für die Definition der Szenarien siehe Seite 28. 
Quelle: Pensionskommission (2014), eigene Berechnungen.
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Warum eine Umstellung  
auf das schwedische Modell 
sinnvoll wäre

Das Umlageverfahren ist so lange stabil, wie die Einzahlungen die Pensi-
onsansprüche decken. Die steigende Lebenserwartung und eine niedrige 
Geburtenrate bringen das österreichische Pensionssystem jedoch zuneh-
mend aus dem finanziellen Gleichgewicht – die Auszahlungen steigen seit 
Jahren schneller als die Einzahlungen. Schon bisher waren einige Anpas-
sungen nötig: Konkret ist das e!ektive Pensionsantrittsalter in den letzten 
Jahren leicht gestiegen. Trotzdem wächst der Zuschuss aus dem Budget 
Jahr für Jahr.
 Die tatsächlichen Einzahlungen des heimischen Pensionssystems 
sind für die Bürger nur schwer zu durchblicken. Schon die Aufteilung des 
Pensionsversicherungsbeitrages (22,8 Prozent des Bruttolohns) auf Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer führt dazu, dass die Beitragszahler kaum er-
kennen können, was sie tatsächlich einzahlen müssen. Eine Mehrzahl der 
Bevölkerung in Italien, Spanien, Deutschland und Frankreich unterschätzt 
allein aufgrund der Aufteilung der Pensionsversicherungsbeiträge die di-
rekten Kosten für das Pensionssystem.8 Dabei sind die indirekten Kosten, 
die durch den steuerfinanzierten Bundesbeitrag für das Pensionssystem 
entstehen, noch gar nicht mitberücksichtigt. Der Bundesbeitrag führt 
nämlich dazu, dass die tatsächlich anfallende Beitragsrate auf einem noch 
höheren Niveau als die vorgegebenen 22,8 Prozent des Bruttolohns liegt 
(„Fiskalillusion“). Die Berechnung der tatsächlich anfallenden Beitragsrate 
ist im Appendix dargestellt.
 Im schwedischen Modell ist die langfristige finanzielle Stabilität ohne 
Eingri!e der Politik gesichert. Dies geschieht zum einen durch die An-
passung des Pensionsanspruches an die Lebenserwartung: Eine höhere 
Lebenserwartung führt zu keiner Mehrbelastung, weil dadurch automa-
tisch die jährliche Pension sinkt. Zum anderen werden „Kohortene!ekte“ 
(Schwankungen aufgrund unterschiedlich starker Geburtenjahrgänge, 
zum Beispiel Babyboomer) durch automatische Anpassungen abgefedert. 
Dieser sogenannte „Automatic Balance Mechanism“ (ABM) sorgt nämlich 

8 Boeri, Boersch-Supan und Tabellini (2002). 19



dafür, dass die durch die unterschiedliche Stärke von Geburtenjahrgängen 
auftretende Mehrbelastung fair auf die arbeitende und pensionierte Be-
völkerung aufgeteilt wird. Dieser Automatismus wäre in Österreich auch 
möglich, wenn die Pensionsformel 45-65-80 an die steigende Lebenser-
wartung angepasst werden würde (siehe Knell, 2013). 
 Aufgrund der direkten Finanzierung (Einzahlungen entsprechen den 
Auszahlungen) des Pensionssystems, schießt der schwedische Staat direkt 
keine Mittel9 zu, außer für eine gewollte Umverteilung wie z. B. die Min-
destpension. Daher gibt es im schwedischen System keine „Fiskalillusion“ 
– das System ist transparent. Man muss allerdings betonen, dass in Schwe-
den jene Fälle, die in Österreich als Invaliditätspension bezeichnet werden, 
aus dem Gesundheitssystem finanziert werden. In Österreich wird dies 
nun auch schrittweise geändert.
 Das schwedische System ist für jeden Einzahler und Pensionsbezie-
her klar durchschaubar. Die soziale Abfederung liegt in der Hand der Re-
gierung, die durch das Festlegen einer Mindestpension und von Anrech-
nungszeiten soziale Hilfestellung leisten kann. Die Einfachheit des Systems 
sorgt für mehr Vertrauen; die Einzahlungen und die zu erwartenden Pen-
sionsansprüche sind klar erkennbar. Das System ist nicht von Zuschüssen 
aus dem Budget abhängig, die heute von den Steuerzahlern oder morgen 
von den nachkommenden Jahrgängen bezahlt werden müssen.
 Die Schweden entscheiden selbst, mit welchem Alter sie die Pension 
antreten. Jeder Bürger kann zwischen 61 und 69 Jahren in Pension gehen, 
und es ist allen zu jedem Zeitpunkt klar, wie hoch die Pension sein wird. 
Die österreichische Korridorpension basiert auf einem ähnlichen Konzept 
(Pensionsantritt zwischen 62 und 68). In Schweden kann die Pension auch 
in Form einer Teilpension bezogen werden, die einen fließenden Übergang 
vom Erwerbsleben in die Pension ermöglicht (Stundenreduktion). Auch die 
Rückkehr in ein Beschäftigungsverhältnis (Teil- oder Vollzeit) ist jederzeit 
möglich. Das schwedische Modell zeigt mit größerer Kostenwahrheit auf, 
welche Konsequenzen längeres bzw. kürzeres Arbeiten hat. Dies ist aus 
der einfachen Berechnungsformel leichter abzulesen, und die Zu- und Ab-
schläge richten sich, anders als in Österreich, nach den selbst geleisteten 
Beiträgen.

9 2010 gri! der schwedische Staat in das System ein, um starke Pensionskürzungen zu verhindern.20



 Da das schwedische Pensionssystem auch ohne höhere Beiträge der 
Jüngeren (und ohne Zuschuss aus dem Budget) finanziell stabil bleibt, ist 
es den kommenden Generationen gegenüber fair. In Österreich hingegen 
werden Jüngere durch die jährlich steigenden Zuschüsse aus dem Budget, 
die sie entweder über Steuern oder über Schulden finanzieren müssen, 
verhältnismäßig mehr belastet. Das schwedische Modell ist insofern „kos-
tenneutral“, als die Pensionen direkt von der Höhe der Einzahlungen ab-
hängen. Eine garantierte Pensionshöhe gibt es – abgesehen von der Min-
destpension – nicht. 
 Fix ist in Schweden hingegen die Höhe der Pensionsbeiträge mit 18,5 
Prozent des Bruttolohns (2,5 Prozent davon gehen in ein kapitalgedecktes 
System). Es gibt keine politische Diskussion mehr darüber, ob dieser Pro-
zentsatz geändert werden soll. Das Versprechen, so wie in Österreich nach 
45 Beitragsjahren 80 Prozent seines durchschnittlichen Brutto-Lebens-
einkommens als Pension zu erhalten, gibt es im skandinavischen Modell 
nicht. In Schweden steht somit das Individuum verstärkt in der Verantwor-
tung, zusätzlich eine private Vorsorge zu tre!en.
 Das schwedische Modell hat eine Schwäche: Es braucht einen Aus-
gleichsfonds, um Finanzierungslöcher auszutarieren, die aufgrund von 
Konjunkturschwankungen, einer schwächeren Zuwanderung oder der 
Pensionierung geburtenstarker Jahrgänge entstehen. Dieser Ausgleichs-
fonds muss auch ein nennenswertes Volumen erreichen. Nicht jedes Land 
ist in der Lage, eine solche Liquiditätsreserve bereitzustellen. Schweden 
verfügte zum Zeitpunkt der Umstellung des Pensionssystems bereits über 
einen Pensionsfonds, weil es seit 1960 Teile der Einzahlungen zurückgelegt 
hatte (siehe Palmer, 2002). In Österreich könnte dieses Problem über die 
Verzinsung der Pensionskonten mit dem Wachstum der Lohnsumme (sie-
he oben) gelöst werden. Diese schwächere Verzinsung der eingezahlten 
Beiträge würde allerdings zu einer versteckten Pensionskürzung führen.
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Wen die Umstellung  
wie betri!t – ein Modell

Österreichs Pensionssystem ist aufgrund der demografischen Entwicklung 
(steigende Lebenserwartung, sinkende Geburtenrate, unterschiedlich star-
ke Jahrgänge) ständigen Anpassungen ausgesetzt.
 Reformen betre!en stets die jüngeren Generationen, während Rent-
ner eigentlich nur von einer Nicht-Anpassung der Pensionen an die Infla-
tionsrate belastet wären. Zumal sind direkte Pensionskürzungen aufgrund 
des Vertrauensschutzes so gut wie unmöglich.10

 Werden Reformvorhaben weiter aufgeschoben, profitieren tenden-
ziell ältere Jahrgänge, da die steigenden Ausgaben über Schulden oder 
Steuern finanziert werden und diese zum größeren Teil von den jüngeren 
Generationen bezahlt werden müssen. Ein System, das nur dann finanziell 
stabil ist, wenn die Politik eingreift und es anpasst, verliert seine Glaubwür-
digkeit, vor allem, wenn die ältere Bevölkerung die Überhand gewinnt und 
somit die politische Mehrheit stellt.
 In Anbetracht dieser Punkte stellt sich die Frage: Gibt es überhaupt 
noch eine Mehrheit von Wählern, die von einem System wie in Schweden 
profitieren würde, das durch einen Automatismus stabilisiert wird? Um 
dies zu beantworten, muss man die Gewinner und die Verlierer einer Um-
stellung auf das schwedische System definieren. Ob jemand profitiert oder 
nicht, hängt in erster Linie vom Zeitpunkt der Geburt ab – es kommt also 
vor allem darauf an, wie viele Jahre jemand noch bis zur Pensionierung hat. 

 Die Verlierer einer Umstellung auf das schwedische Modell 
wären die Arbeitnehmer, die schon länger im Erwerbsleben, 
aber noch nicht unmittelbar vor der Pensionierung stehen. 
Wo die Grenze zwischen Gewinnern und Verlierern genau 
verläuft, hängt davon ab, wer den steigenden Bundeszu-
schuss finanziert (Pensionisten versus Beitragszahler, Bezie-
her hoher Einkommen versus Geringverdiener). Aufgrund 
der automatischen Anpassung der Pension an die Lebens-
erwartung fiele der Pensionsbezug für ältere Arbeitnehmer 
geringer aus als im österreichischen System. Daraus folgt: Je 

10 Siehe auch Christl und Kucsera (2014).22



älter ein Arbeitnehmer ist, einen desto geringeren Anreiz hat 
er, für eine Reform zu stimmen. 

 Die Gewinner eines Systemwechsels wären die jüngeren 
Generationen. Die steigenden Kosten des aktuellen Pensi-
onssystems verursachen höhere indirekte Beiträge durch 
Verschuldung oder Steuern, die vor allem von den Jünge-
ren getragen werden müssen. Diese hätten einen Anreiz, für 
das schwedische System zu stimmen, da sie zwar vermutlich 
auch weniger Pension bekämen, die Höhe der gesamten Ein-
zahlungen jedoch ebenfalls geringer ausfallen würde. Deren 
Verluste würden also eingedämmt werden. Je jünger ein 
Arbeitnehmer, desto mehr würde er von einer fairen Pensi-
onsreform profitieren, da die Zusatzkosten des aktuellen Sys-
tems auf eine größere Bevölkerungsgruppe aufgeteilt werden 
könnten – die derzeitigen Pensionisten müssten einen Teil 
der Mehrkosten tragen.

Aus diesen Überlegungen folgt, dass es ein Alter gibt, bei dem ein Erwerbs-
tätiger im Fall einer Umstellung des österreichischen auf das schwedische 
System weder gewinnt noch verliert.11 Für einen Durchschnittsversicherten 
in diesem Alter ist die Di!erenz zwischen Einzahlungen und Auszahlungen 
in beiden Systemen gleich, weil er im österreichischen System eine höhere 
Pension empfängt, im schwedischen System dafür weniger Beiträge zah-
len muss.

Wo liegt das Indi!erenzalter?
Um den Nutzen einer Systemumstellung für einen durchschnittlichen 
Arbeitnehmer zu ermitteln, wird eine klassische Barwert-Berechnung 
herangezogen12. Diese Rechnung wird für alle Jahrgänge und zu unter-
schiedlichsten Zeitpunkten durchgeführt. Zahlungen in der Vergangenheit 
werden als „sunk costs“ gewertet und gehen daher nicht in die Berechnung 
ein, weil sie irreversibel sind. Würde der Staat von heute auf morgen kei-
ne Pensionen mehr auszahlen, fielen die Einzahler um ihre Beiträge um. 

11 Unter der Annahme eines konstanten Bruttolohnwachstums von 2,43 Prozent pro Jahr für alle Jahrgänge. 
12 Der heutige Wert der in der Zukunft zu erwartenden Ein- und Auszahlungen wird ermittelt. 23



Der Barwert besteht daher aus allen zukünftigen Zahlungsflüssen bis zum 
statistisch erwarteten Todesjahr (Lebenserwartung). Dieser Barwert wird 
sowohl im österreichischen Modell als auch im schwedischen Modell be-
rechnet. Danach wird der Netto-Barwert (Di!erenz der Barwerte beider 
Systeme) ermittelt. Ist der Netto-Barwert eines Geburtenjahrgangs positiv, 
so bevorzugt dieser zum gegebenen Zeitpunkt das österreichische System, 
ist er negativ, wird das schwedische Modell präferiert. Wird jener Jahrgang 
ermittelt, bei dem der Netto-Barwert bei null liegt, erhält man das Indi!e-
renzalter. Jene Personen, die altersmäßig darunter liegen, bevorzugen das 
schwedische System, jene, die darüber liegen (also die Älteren) das öster-
reichische. 
 Das Modell vergleicht die Ein- und Auszahlungen einer Person im ak-
tuellen österreichischen Pensionssystem mit jenen im aktuellen schwedi-
schen Modell. Dabei können für diese Person unterschiedliche Pensions-
rechte in der Vergangenheit nicht berücksichtigt werden.13

 Für die Umsetzung einer Pensionsreform ist es im Sinne einer de-
mokratischen Entscheidung und auch der politischen Machbarkeit wün-
schenswert, dass sich eine Mehrheit dafür ausspricht. Der Vergleich des 
Indi!erenzalters und des Medianalters der wahlberechtigten Bevölkerung 
ermöglicht es, festzustellen, ob es überhaupt noch eine Mehrheit für eine 
Umstellung auf ein Pensionssystem nach schwedischem Vorbild gibt14. Ein 
Medianalter von beispielsweise 50 Jahren hieße, dass die eine Hälfte der 
wahlberechtigten Bevölkerung über 50 Jahre alt ist und die andere Hälf-
te jünger. Ist das Medianalter gleich dem Indi!erenzalter, wäre genau die 
Hälfte der Wähler für und die Hälfte gegen eine Pensionsreform. Ist das 
Medianalter höher als das Indi!erenzalter, findet eine Pensionsreform 
nach schwedischem Vorbild keine Mehrheit unter den Wählern. Liegt das 
Indi!erenzalter jedoch über dem Medianalter, ist mehr als die Hälfte der 
Wähler für die Pensionsreform.
 Das Modell basiert auf der Annahme eines geschlossenen Pensions-
systems, in dem alle zusätzlichen Kosten die Versicherten und Pensionis-
ten tragen.15 So kann das österreichische System mit dem schwedischen 
verglichen werden. Dies führt auch dazu, dass eine Deckung der Finan-

13 Die Autoren gehen also davon aus, dass die Person schon immer im aktuellen österreichischen Pensions-
system eingezahlt hat, egal wann sie geboren wurde. Tendenziell haben allerdings ältere Jahrgänge höhere 
Ansprüche, da sie von den Pensionsreformen (längerer Durchrechnungszeitraum, Pensionskonto, usw.) nicht 
oder nur wenig betro!en sind bzw. waren. Daher dürften die Pensionsansprüche (und damit der Netto-Barwert) 
der älteren Jahrgänge im österreichischen System noch höher ausfallen als im Modell berechnet. 
14 Unter der stark vereinfachten Annahme, dass Wähler keine altruistischen Präferenzen haben.  
15 Diese vereinfachende Annahme bedeutet, dass der Bundeszuschuss ausschließlich über Steuereinnahmen 
finanziert wird. Sollte er über Schulden finanziert werden, wäre die Belastung für Jüngere noch stärker.24



zierungslücke über das Budget mit einer Erhöhung der Pensionsbeiträge 
oder einer Senkung der Renten gleichgesetzt werden kann. Daher gibt es 
lediglich zwei Möglichkeiten, das System im Gleichgewicht zu halten (sie-
he Gleichung 2):

 Höhere Pensionsbeiträge: Eine direkte oder indirekte16 Er-
höhung der Beiträge tri!t ausschließlich die arbeitende Ge-
neration. 

 Niedrigere Pensionen: Eine niedrigere Ersatzrate ent-
spricht einer Reduktion der Pensionsbezüge und tri!t gegen-
wärtige wie künftige Pensionisten. 

Die Höhe des Indi!erenzalters hängt vor allem davon ab, wie die zusätz-
lichen Kosten des österreichischen Pensionssystems zwischen der noch 
erwerbstätigen Bevölkerung und den Pensionisten aufgeteilt werden. 
Eine direkte Finanzierung über die Einkommenssteuer würde die Last 
zum Großteil auf die arbeitende Generation abwälzen. Pensionisten zah-
len zwar auch Einkommenssteuer, jedoch verhältnismäßig in geringerem 
Ausmaß (niedrigeres Einkommen). Andere Steuern (z. B. Vermögenssteu-
ern) lassen kaum Schlüsse zu, wer dadurch in welchem Ausmaß zur Kasse 
gebeten wird. Eine fortschreitende Neuverschuldung verschiebt die Finan-
zierung auf jüngere Generationen, die folglich verhältnismäßig stärker be-
lastet wären.17

 Um das österreichische System nun mit dem schwedischen System 
vergleichbar zu machen, wird im Modell ein Parameter њ eingeführt, der 
Auskunft darüber gibt, in welchem Ausmaß die Mehrkosten auf die arbei-
tende Bevölkerung (Beitragsrate) und die Pensionisten (Ersatzrate) verteilt 
werden:

 Bt = њ * Bt+ (1 – њ) * Bt,  t (3)

Der њ-Wert bedeutet, dass der Anteil њ des Bundesbeitrags im gegebenen 
Jahr von den Beitragszahlern und der Anteil (1 – њ) von den Pensionisten 
bezahlt werden. Ein њ-Wert von 1 bedeutet, dass die Finanzierung rein über 

16 Die sofortige Finanzierung über höhere Einkommenssteuern für die arbeitende Bevölkerung wäre einer 
Erhöhung der Beitragsrate gleichzusetzen.  
17 Die Zinszahlungen für Neuverschuldung müssten sofort von allen Steuerzahlern bezahlt werden. Die Schul-
dentilgung würde jedoch durch die jüngeren Generationen erfolgen. 25



die Beitragszahler erfolgt, während ein њ-Wert von 0 nur die Pensionisten 
belastet. Aufgrund der Annahme eines geschlossenen Pensionssystems 
entspricht die Finanzierung der „Pensionslücke“ (Bundesbeitrag) einer in-
direkten Erhöhung der Beitragsrate bzw. einer indirekten Senkung der Er-
satzrate.
 Die Frage, wer den Bundeszuschuss zum Großteil zu bezahlen hat, be-
einflusst das Indi!erenzalter: Sind es die Erwerbstätigen (höherer њ-Wert), 
werden Ältere keine dringende Notwendigkeit für Reformen sehen. Jün-
gere werden deshalb eher für eine rasche Reform plädieren, um die Lasten 
so gering wie möglich zu halten; das Indi!erenzalter sinkt also. Finanzie-
ren die Pensionisten über kaum steigende Pensionen den Bundeszuschuss 
(niedrigerer њ-Wert), ist es genau umgekehrt, das Indi!erenzalter steigt. 
 In der Literatur wird davon ausgegangen, dass die jüngere Gene-
ration für den erwarteten Anstieg des Bundeszuschusses aufkommen 
muss18. Die fixe Ersatzrate im österreichischen System lässt keine direkten 
Pensionskürzungen zu. Nur ein Anstieg der Pensionen (Valorisierung) un-
ter Inflationsniveau wäre denkbar. Auch der oft zitierte Vertrauensschutz 
schützt Pensionisten vor Pensionskürzungen. Daher kann davon ausge-
gangen werden, dass die jüngeren Generationen den Großteil der Mehr-
kosten tragen müssen. 

Das ominöse Medianalter
Um zu sehen, ob es eine Mehrheit für eine Reform des Pensionssystems 
gibt, muss das Indi!erenzalter mit dem Medianalter der wahlberechtigten 
Bevölkerung (Personen ab 16 Jahren) verglichen werden. Das Medianalter 
ist wie bereits erwähnt jenes Alter, welches die wahlberechtigte Bevölke-
rung in zwei gleich große Teile teilt. Liegt das Medianalter beispielsweise 
bei 40 Jahren, bedeutet dies, dass die eine Hälfte der wahlberechtigten 
Bevölkerung jünger als 40 Jahre und die andere Hälfte älter als 40 Jahre 
ist. Wenn also das Indi!erenzalter niedriger ist als das Medianalter, würden 
mehr als 50 Prozent der Wähler verlieren.
 

18 Knell (2005): „In other words, the financing needs arising from the foreseeable demographic development 
will have to be met through higher government contributions to pension payments. This arrangement, however, 
implies intergenerational inequities, even for the trend path of the demographic development. The exact nature 
of this demographic burden will depend on which tool – taxation or debt – is used to fund the government 
pension transfers.”26



Die Alterung der Bevölkerung (niedrige Fertilität und steigende Lebens-
erwartung in den vergangenen Jahrzehnten) führt dazu, dass sich das 
Medianalter der Wahlbevölkerung in Österreich nach oben bewegt.19 Als 
Grundlage für die folgende Grafik dient die Bevölkerungsprognose von  
EUROSTAT.

Entwicklung des Medianalters der wahlberechtigten Bevölkerung
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Abbildung 4 
Quelle: EUROPOP (2013), Eigene Berechnungen.

19 Durch das Einwanderungsverhalten sind verhältnismäßig mehr Jüngere in Österreich nicht wahlberechtigt. 
Deshalb wäre das Medianalter der Wahlberechtigten tendenziell vermutlich noch höher. 27



Welche Szenarien werden unterstellt?

Die Auswahl der Szenarien erfolgt wie bei Christl und Kucsera (2014). Zum 
einen wird eine Prognose der Pensionskommission (2014) gewählt, der zu-
folge das Pensionsantrittsalter bis zum Jahr 2030 auf 61,1 Jahre ansteigt 
(Szenario 1); zum anderen wird ein rasch ansteigendes Pensionsantrittsal-
ter für Männer und Frauen auf 65 Jahre bis 2020 unterstellt (Szenario 2). 
Die Parametrisierung wird im Appendix im Detail beschrieben. 
 Die Szenarien berücksichtigen keine Übergangsfristen, und sie setzen 
eine konsequente Umstellung des Pensionssystems voraus, die für jeden 
sofort gültig wäre. 
 Ob dies politisch im Bereich des Möglichen ist, ist eine andere Fra-
ge. Der Vertrauensschutz, der oft von Politikern ins Tre!en geführt wird, ist 
hier wohl ein Faktor, der gewisse Übergangsmechanismen notwendig ma-
chen würde. Gleichzeitig würde durch die dadurch entstehenden Kosten 
auch das Indi!erenzalter nach unten gerückt. Eine Übergangsfrist kann in 
gewisser Weise als ein „Auskaufen“ gesehen werden und eventuell helfen, 
eine Mehrheit für eine Pensionsreform nach schwedischem Vorbild zu fin-
den. Ein Übergang würde aber gleichzeitig die Ungleichbehandlung von 
Jüngeren und Älteren etwas länger aufrechterhalten.

Szenario 1: Anhebung des Pensionsantrittsalters  
laut Pensionskommission

Grundlage dieses Szenarios bildet die Prognose der Pensionskommission 
(2014) für das Pensionsantrittsalter. Dieses steigt bis 2030 von 58,5 Jah-
ren (2013) auf 61,1 Jahre an (siehe Appendix). Geht man vor dem gesetz-
lich vorgeschriebenen Antrittsalter in Pension, haben ältere Jahrgänge zu 
jedem Zeitpunkt einen höheren Barwert im österreichischen System, weil 
sie kürzer von der Last höherer Bundesbeiträge betro!en wären als jünge-
re Menschen, die noch lange in das System einzahlen müssen. Zusätzlich 
führt die steigende Lebenserwartung zu einer längeren Dauer der Auszah-
lungen.
 Im schwedischen Modell spielt es keine Rolle, wie lange die Men-
schen arbeiten – die Höhe ihrer Pension hängt ausschließlich von den 
Einzahlungen in das System dividiert durch die statistisch erwartete „Rest-
lebenszeit“ ab. Deshalb ist es in einer Barwertbetrachtung nicht von Be-
deutung, ob das Modell einen Pensionsantritt im Alter von 62 oder von 67 
Jahren unterstellt. 28



Szenario 2: Frauen und Männer gehen bereits 2020  
mit 65 Jahren in Pension

Dieses Szenario geht von einem Anstieg des Pensionsantrittsalters für Män-
ner und Frauen auf 65 Jahre bis 2020 aus. Die finanzielle Belastung für das 
österreichische System wäre in Folge geringer, weil die Bevölkerung länger 
arbeiten würde und der Staat daher weniger beisteuern müsste. Die Belas-
tung wird durch die demografische Entwicklung anders verteilt, da es in 
diesem Modell weniger Pensionisten, dafür aber mehr Beitragszahler gibt.

Wer finanziert den Bundesbeitrag?
Für die beiden oben genannten Szenarien lassen sich nun unterschiedli-
che Varianten berechnen. Entscheidend für den potenziellen Vorteil einer 
Person im österreichischen System ist, ob bzw. in welchem Ausmaß die 
zusätzlichen Kosten (Bundesbeitrag) von dieser Person bezahlt werden 
müssen. Jüngere Jahrgänge bekämen nicht nur steigende Pensionsbeiträ-
ge (direkt und indirekt über eine Einkommenssteuer) zu spüren, sondern 
auch gekürzte Pensionen, wenn sie in Rente gehen. Sie wären prinzipiell 
im schwedischen Modell besser gestellt, da sie mit geringeren Mehrbelas-
tungen rechnen könnten als im derzeitigen Pensionsregime. Ältere Jahr-
gänge hingegen würden das österreichische System bevorzugen, weil sie 
die entstehende Mehrbelastung nur über einen kürzeren Zeitraum zu tra-
gen hätten. Sie wären damit die Gewinner, vor allem wenn die Beitragszah-
ler die Kosten des steigenden Bundeszuschusses zu schultern hätten. 
 Wir unterscheiden daher zwischen den folgenden Finanzierungs-
möglichkeiten für die Lücke im österreichischen Pensionssystem:

 Variante 1: „Beitragsorientierte Finanzierung“
In dieser Variante wird die Finanzierungslücke im Pensions-
system über höhere Pensionsbeiträge geschlossen. Oder in-
direkt über eine höhere Einkommenssteuer oder steigende 
Staatsschulden. Daher wird von einem hohen њ-Wert20 von 
0,75 ausgegangen (die Gruppe der Erwerbstätigen müsste 
drei Viertel dieser Belastung tragen). 

20 Siehe Gleichung (3). 29



 Variante 2: „Progressive Finanzierung“ 
Die Bezieher höherer Einkommen werden stärker belastet als 
die Bezieher niedriger Einkommen. Die Pensionisten über-
nehmen einen geringeren Anteil der Kosten als die Beitrags-
zahler, da sie im Schnitt auch über ein geringeres Einkom-
men verfügen. 

 Variante 3: „Gleichmäßige Finanzierung“
Jede Person trägt dieselbe Last, unabhängig von der Höhe 
des Einkommens. Der Bundesbeitrag wird gleichmäßig auf 
jede Person aufgeteilt, jeder zahlt also den gleichen Anteil 
(Bundesbeitrag pro Versichertem und Pensionisten). 

 Variante 4: Pensionisten und Erwerbstätige  
machen „halbe-halbe“
In dieser Variante wird die Hälfte der Mehrbelastung von den 
Pensionisten, die andere Hälfte von den Beitragszahlern ge-
tragen – њ entspricht dem Wert 0,5. Jüngere sind hier länger-
fristig stärker belastet, weil sie laut Prognose später auch we-
niger Pension bekommen werden. Knell (2005) argumentiert, 
dass ein њ-Wert von 0,5 zu keiner generationengerechten 
Lastenverteilung führt.

 Variante 5: Die Pensionisten werden  
verstärkt zur Kasse gebeten
Der Großteil der Belastung wird direkt über Pensionskürzun-
gen oder indirekt über die Besteuerung von Pensionisten ge-
deckt. њ entspricht 0,25. Von dieser Maßnahme sind natürlich 
auch die Beitragszahler betro!en, jedoch zum Großteil erst 
zu einem späteren Zeitpunkt (wenn sie die Pension antreten).
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Die folgende Tabelle stellt die unterschiedlichen Berechnungen dar:

Überblick über die Modellberechnungen

Tabelle 2 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Szenario 2:
Rascher Anstieg des e!ektiven  
Pensionsantrittsalters auf 65

Variante 1: „Höhere Beiträge“

Variante 2: „Höhere Einkommen zahlen  
verhältnismäßig mehr“ (progressiv)

Variante 3: „Jeder zahlt gleich viel“  
(gleichmäßig)

Variante 4: „Halbe-halbe zwischen  
Pensionisten und Beitragszahlern“ 

Variante 5: „Pensionskürzungen“

Szenario 1:
Anhebung des e!ektiven Pensionsan-
trittsalters laut Pensionskommission 
(2014)

Variante 1: „Höhere Beiträge“

Variante 2: „Höhere Einkommen zahlen  
verhältnismäßig mehr“ (progressiv)

Variante 3: „Jeder zahlt gleich viel“  
(gleichmäßig)

Variante 4: „Halbe-halbe zwischen  
Pensionisten und Beitragszahlern“ 

Variante 5: „Pensionskürzungen“
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Ergebnisse des Modells

Vergleicht man nun Indi!erenzalter und Medianalter, so lässt sich daraus 
ableiten, ob eine Pensionsreform nach schwedischem Modell eine Mehr-
zahl an Gewinnern oder Verlierern hervorbrächte. Gewinner ist demnach 
jeder, der individuell in einem ähnlich gestalteten Pensionssystem wie in 
Schweden finanziell besser gestellt wäre als im österreichischen System. 
Das sind in Österreich wie bereits erläutert die jüngeren Generationen 
– nicht zuletzt, weil die Pensionshöhe nicht an die Lebenserwartung ge-
knüpft ist. Die jüngeren Jahrgänge werden jedoch in Zukunft wegen der 
Alterung der Bevölkerung in der Minderheit sein und daher als Wähler-
gruppe an Bedeutung verlieren. Die Ergebnisse für beide Szenarien hängen 
natürlich stark von der politischen Entscheidung ab, wer die wachsenden 
Kosten des österreichischen Pensionssystems mehrheitlich zu tragen hat. 

Szenario 1: Anhebung des Pensionsantritts  -
alters laut Pensionskommission

In diesem Szenario ist es egal, wie die Zusatzkosten des österreichischen 
Systems auf Pensionisten und Versicherte verteilt werden: in allen Varian-
ten bevorzugen mehr Personen das österreichische System als das schwe-
dische. Selbst wenn die Last der steigenden Kosten komplett von den Pen-
sionisten getragen werden würde (њ = 0), wäre das Indi!erenzalter immer 
noch unterhalb des Medianalters. Das Indi!erenzalter liegt in diesem Fall 
unter 35 Jahren. Der Grund dieses niedrigen Indi!erenzalters ist, dass, 
obwohl die Pensionisten alle Zusatzkosten des Pensionssystems tragen 
(weniger Pension), die längere Auszahlungsperiode (höhere Lebenserwar-
tung) diese Zusatzkosten kompensiert. Das gilt auch für die mittlere Be-
völkerungsgruppe (35+ Jahre). Für diese Jahrgänge gibt es noch „genug“ 
Erwerbstätige, um die Zusatzkosten zu decken. Jüngere Jahrgänge bevor-
zugen wegen der hohen, über einen längeren Zeitraum zu zahlenden Zu-
satzkosten das schwedische System. 
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Median- und Indi!erenzalter in Szenario 1
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Median-Alter 
Indi erenzalter Variante 5 (Pensionskürzungen, =0) 

Abbildung 5 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Eine Umstellung auf ein generationenübergreifend faires System wie in 
Schweden würde in der wahlberechtigten Bevölkerung keine Mehrheit fin-
den. Hält die Bundesregierung an diesem Zeitplan (Anhebung des Pensi-
onsantrittsalters auf 61,1 Jahre bis 2030) fest, haben die Wähler keinerlei 
Anreiz, für eine Änderung des Pensionssystems zu votieren – ausgenom-
men Personen jünger als 34 Jahre. Die Älteren sind im österreichischen 
System besser gestellt als im schwedischen System, weil bei der Berech-
nung ihrer Pensionen die steigende Lebenserwartung und die Bevölke-
rungsentwicklung keine Rolle spielen und die damit verbundene längere 
Auszahlungsdauer nicht berücksichtigt wird. Für die Jüngeren würde diese 
Anpassung zwar auch nicht direkt erfolgen, sie müssten jedoch über Steu-
ern und steigende Staatsschulden die indirekten Kosten des Systems tra-
gen und wären somit im österreichischen System stärker belastet.
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Nun wird in der Diskussion des Öfteren eingeworfen, dass ältere Menschen 
nicht nach rein egoistischen Gesichtspunkten entscheiden, ihre Präferen-
zen also nicht nur das eigene finanzielle Wohlergehen widerspiegeln. Da-
her werden an dieser Stelle gesondert die Präferenzen älterer Wahlberech-
tigter diskutiert21:

 Wer ausschließlich am eigenen Wohlergehen interessiert 
und im Jahr 2014 älter als 34 Jahre ist, sollte aus finanzieller 
Sicht (Eigeninteresse) gegen eine Pensionsreform stimmen, 
weil eine Änderung des Systems den Barwert künftiger Zah-
lungsflüsse reduziert. 

 Wie aber verhält es sich, wenn ältere Menschen bei ihren 
Entscheidungen auch das Wohlergehen der nachkommen-
den Generationen berücksichtigen, wenn sie also an einer 
dauerhaften Finanzierbarkeit des Pensionssystems interes-
siert sind? In diesem Fall ist es durchaus möglich, dass ältere 
Menschen einen Umbau des heimischen Pensionssystems 
befürworten, obwohl sie selbst dadurch (monetär) schlechter 
gestellt wären. Genauso ist es aber denkbar, dass selbst bei 
einer Rücksichtnahme auf die eigenen Kinder gegen eine Re-
form votiert wird. Dies mit dem Argument, dass Eltern die im 
österreichischen Modell für sie anfallenden finanziellen Vor-
teile ja den eigenen Nachkommen weitergeben können. 

Abbildung 6 zeigt, dass unter den genannten Annahmen (keine altruisti-
schen Präferenzen und њ = 0, d.h. Pensionskürzungen) heute 27,7 Prozent 
der Wähler von einer Umstellung profitieren; dieser Anteil sinkt bis 2030 
kontinuierlich auf 24,7 Prozent der Wähler. Unterstellt man den Älteren je-
doch altruistische Präferenzen, so kann sich die Zahl der Befürworter deut-
lich erhöhen. Trotzdem nimmt auch hier die Zahl der Befürworter einer 
Reform kontinuierlich ab22. Der Anteil an altruistisch eingestellten Pensi-
onisten23, die ihr monetäres Eigeninteresse zurückstellen, müsste über 30 

21 Dasselbe Argument könnte natürlich auch für jüngere Jahrgänge vorgebracht werden. Dies wird hier nicht 
berücksichtigt. 
22 In diesem Modell wird unterstellt, dass die finanzielle Last der steigenden Kosten des Pensionssystems kom-
plett von den Rentnern getragen wird (њ = 0). Werden die Kosten gleichmäßiger zwischen Alt und Jung verteilt, 
reduziert sich die Mehrheit für eine Reform (das Indi!erenzalter sinkt), weil jüngere Jahrgänge dann doppelt 
belastet wären: heute mit einem Anteil der wachsenden Bundesbeiträge, morgen mit einer niedrigeren Pension. 
23 Hier sind altruistische Präferenzen gegenüber der jüngeren Generation, nicht gegenüber den eigenen 
Kindern gemeint.34



Prozent liegen, damit sich in der Wählerschaft eine Mehrheit für eine Pen-
sionsreform nach schwedischem Vorbild fände.

Befürworter einer Pensionsreform in Szenario 1  
(Variante 5, Pensionskürzungen)
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Abbildung 6 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Boeri, Boersch-Supan und Tabellini (2002) zeigen in vier westlichen EU-
Ländern, dass der Anteil der Personen mit altruistischen Präferenzen bei 
rund 20 Prozent liegt, – in der Annahme, dass sie sich der Problematik des 
Pensionssystems bewusst sind.24 Sollten die altruistischen Präferenzen in 
Österreich etwas stärker ausgeprägt sein (30 Prozent), so bedeutet dies: 
Die Befürworter einer Pensionsreform liegen derzeit mit rund 49,4 Pro-
zent nahe an der Mehrheit, die Zahl verringert sich jedoch kontinuierlich 
auf 47,3 Prozent im Jahr 2030. Trotzdem sind die Gegner immer in der 
Mehrheit. Van der Heijden et al. (1997) bezi!ern in ihrer Studie den Anteil 
der Personen mit altruistischen Präferenzen in Holland ebenso mit rund 20 
Prozent (Jung und Alt). Der Anteil der älteren Personen mit altruistischer 
Präferenz ist etwas niedriger und liegt bei circa 15 Prozent. Es zeigt sich 
also, dass nur mehr schwer eine Mehrheit in Österreich für eine Pensions-
reform zu finden ist.

24 Boeri et al. (2002): „The answer shows that selfishness plays an important role. [...], only one out of five  
respondents who are aware of the crisis are also altruistic respect to intergenerational redistribution.” 35



Szenario 2: Frauen und Männer gehen  
bereits 2020 mit 65 Jahren in Pension

Dieses Szenario geht von der ambitionierten politischen Hypothese aus, 
dass das Pensionsantrittsalter bereits bis zum Jahr 2020 auf 65 Jahre er-
höht wird – für Männer wie für Frauen. In diesem Fall ist die Aufteilung 
des anfallenden Bundesbeitrags zwischen Pensionisten und Aktiven von 
deutlich größerer Bedeutung. Deshalb werden an dieser Stelle auch die 
erwähnten Varianten durchgespielt. Haben die Bürger die Wahl zwischen 
einem eingebauten Automatismus wie in Schweden und dem Beibehalten 
des österreichischen Umlagesystems samt Pensionskürzung (Variante 5), 
würde eine Mehrheit der Wähler von einer Umstellung auf das skandinavi-
sche Modell profitieren. Wählt man jedoch die Abdeckung der anfallenden 
Mehrkosten über höhere Pensionsbeiträge (Variante 1: die arbeitende Ge-
neration trägt den Großteil des Bundeszuschusses), wäre die Mehrheit der 
Wähler gegen eine Reform nach schwedischem Modell, weil das bestehen-
de Modell mehr finanzielle Vorteile brächte. 

Median- und Indi!erenzalter in Szenario 2 (Variante 1 und 5)
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Abbildung 7 
Quelle: Eigene Berechnungen.36



Erfolgt die Finanzierung der Mehrkosten progressiv oder unabhängig von 
der Höhe der Einkommen (Varianten 2 und 3), sind auch hier die Gewinner 
eines generationenübergreifend fairen, finanziell stabilen Systems bereits 
in der Minderheit.

Median- und Indi!erenzalter in Szenario 2 (Variante 2 und 3)
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Indi erenzalter Variante 3 (gleichmäßig) 
Indi erenzalter Variante 2 (progressiv) 
Median-Alter 

Abbildung 8 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Variante 4 – die gleichmäßige Aufteilung des wachsenden Bundesbeitrags 
auf Steuerzahler und Pensionsbezieher – ist die für Österreich am wahr-
scheinlichsten eintretende (siehe Knell, 2005). Es zeigt sich, dass sich in 
diesem Fall das Indi!erenzalter relativ zügig vom Medianalter wegbewegt 
(Abb. 9). Die Zahl der Wähler, die sich als Gewinner einer Pensionsreform 
nach schwedischem Vorbild einschätzt, nimmt also sukzessive ab. Eine 
Mehrheit, die von einer Reform in Richtung des schwedischen Pensions-
systems profitieren würde, gibt es in diesem Fall nicht. Und eine Pensi-
onsreform, die ein generationenübergreifend faires und finanziell stabiles 
System zum Ziel hat, wird in diesem Szenario politisch immer unwahr-
scheinlicher. Das Auseinanderkla!en des Indi!erenzalters und des Media-
nalters zeigt, dass die Zahl der Wahlberechtigten, die durch ein schwedi-
sches Pensionssystem profitieren, stark abnimmt. 37



Median- und Indi!erenzalter in Szenario 2 (Variante 4, halbe-halbe)
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Abbildung 9 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Wie aber sieht es aus, wenn 20 Prozent der älteren Wähler, was als realis-
tisch gilt, nicht nur an sich, sondern auch an die Jüngeren denken? Abbil-
dung 10 zeigt die prozentuelle Entwicklung der Befürworter einer Pensi-
onsreform nach schwedischem Vorbild.
 Während 2013 in diesem Fall noch 51,7 Prozent der wahlberechtigten 
Bevölkerung von einer Pensionsreform nach skandinavischem Muster pro-
fitiert hätten (alternativ zur raschen Anhebung des Pensionsantrittsalters), 
sind es 2030 nur noch 47,9 Prozent. Dies entspricht einem Rückgang von 
3,8 Prozentpunkten. Wenn also 20 Prozent der Älteren für ein generatio-
nenübergreifend ausgeglichenes System wären, würde dies zu einer Mehr-
heit bis zum Jahr 2018 führen. Trotzdem ist die Zahl der Befürworter einer 
solchen Reform stark abnehmend. Denken „nur“ 10 Prozent der Älteren alt-
ruistisch, dann würde schon jetzt eine Mehrheit bei einer Reform Einbußen 
erleiden.
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Befürworter einer Pensionsreform in Szenario 2 (Variante 4, halbe-halbe)
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Befürworter (20% Altruisten unter den Verlierern, halbe-halbe, =0.5) 
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Abbildung 10 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Bei einer progressiven Finanzierung des Bundesbeitrags hingegen würde 
man bereits 25 Prozent der Älteren mit altruistischen Präferenzen benöti-
gen, um eine Mehrheit zu finden (Abb. 11). Bis zum Jahr 2020 würde die 
Zahl der Befürworter einer Reform noch steigen. Im Jahr 2020 erreicht die-
se dann aber den höchsten Wert (50 Prozent der Wähler). Ab dann nimmt 
aber auch hier die Zahl ab. Im Jahr 2030 wären bereits nur mehr 48,4% der 
Bevölkerung für eine Reform nach schwedischem Vorbild.
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Befürworter einer Pensionsreform in Szenario 2 (Variante 2, progressiv)
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Befürworter (20% Altruisten unter den Verlierern, progressiv) 
Befürworter (25% Altruisten unter den Verlierern, progressiv) 

Abbildung 11 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Im Falle der gleichmäßigen Finanzierung des Bundesbeitrags (Abb. 12) be-
nötigt man auch zumindest 25 Prozent der Gegner mit altruistischen Prä-
ferenzen. Hier würde sich die Zahl der Befürworter bis 2021 bei knapp 50 
Prozent halten, ab dann würde sie auch in dieser Variante stark sinken. 
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Befürworter einer Pensionsreform in Szenario 2 (Variante 3, gleichmäßig)
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Befürworter (20% Altruisten unter den Verlierern, gleichmäßig) 
Befürworter (25% Altruisten unter den Verlierern, progressiv) 

Abbildung 12 
Quelle: Eigene Berechnungen.

Es wird also deutlich, dass die Zahl der Befürworter einer Pensionsreform 
abnehmen wird, egal welche der drei Finanzierungsarten des Bundesbei-
trags („halbe-halbe“, „progressiv“ oder „gleichmäßig“) man dem Modell 
zugrunde legt. In Variante 4, wo Pensionisten und Beitragszahler „halbe-
halbe“ machen und die für Österreich am wahrscheinlichsten ist, wäre un-
ter der Annahme von 20 Prozent Älteren mit altruistischer Präferenz eine 
Mehrheit für ein Pensionssystem nach schwedischem Vorbild bereits 2019 
nicht mehr vorhanden. Bei einer progressiven bzw. gleichmäßigen Finan-
zierung würde man sogar 25 Prozent der Älteren mit altruistischen Präfe-
renzen benötigen, um noch eine Mehrheit zu finden. In beiden Varianten 
würde die Zahl der Befürworter ab 2020 abnehmend sein. Eine knappe 
Mehrheit wäre bis dahin zumindest kurzfristig in beiden Varianten gege-
ben. (Variante 2: 2020-2022; Variante 3: 2014-2021)
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Warum die Umstellung  
auf ein stabiles System  
immer schwieriger wird

Die Umstellung des österreichischen Pensionssystems auf eines, das dem 
schwedischen ähnlich ist, würde einen erheblichen politischen Aufwand 
erfordern. Allerdings gibt es mit der Einführung des Pensionskontos im 
Allgemeinen Pensionsgesetz (APG) 2004 dafür eine gute Grundlage, denn 
ein solches Konto ist auch Teil des schwedischen Systems. Gerade weil sich 
Österreich derzeit noch im Übergang vom alten Pensionssystem zum neu-
en APG 2004 befindet, wäre es sinnvoll, Reformen für ein finanziell stabi-
les und generationenübergreifend ausgeglichenes System möglichst bald 
umzusetzen.
 Sollte dies politisch nicht gewollt sein, ist es zumindest notwendig, 
einen Automatismus im österreichischen System einzubauen, der die stei-
gende Lebenserwartung berücksichtigt. Geschieht dies nicht, wird das 
Vertrauen in das aktuelle Pensionssystem weiter schwinden. Die jüngeren 
Generationen müssten zu Recht um die angemessene Höhe ihrer Pensio-
nen fürchten, wenn die Politik diese dringend notwendigen Anpassungen 
nicht oder viel zu spät vornimmt. 
 Weswegen sich die Politik (noch) gegen solche Automatismen quer-
legt, ist klar. Erstens: Der politische Handlungsspielraum würde stark ein-
geschränkt werden. Die Parteien könnten nicht mehr über Änderungen im 
Pensionssystem entscheiden, die ihnen bei anstehenden Wahlen eventuell 
einen Vorteil brächten; die Höhe der Pensionen wäre kein Wahlkampfthe-
ma mehr. Zweitens: Die Profiteure des aktuellen Systems sind die älteren 
Generationen. Stellte man auf das schwedische Modell um, wären jüngere 
Jahrgänge besser gestellt als jetzt, ältere hingegen schlechter. Allerdings: 
Die Besserstellung der jüngeren Generation wäre nicht sofort sichtbar, der 
Verlust für die Älteren hingegen schon. Das ist von Nachteil für die Politik.
 Trotzdem sollte man bedenken, dass Automatismen große Vorteile 
mit sich bringen. Das Pensionssystem wäre langfristig (versicherungsma-
thematisch) fair und finanziell stabil. Die Politik verlöre nicht jegliche Ein-
gri!smöglichkeit: Auch im schwedischen System wird durch die Festle-
gung einer Mindestpension – auf transparente Weise – umverteilt. Ist mehr 
Umverteilung gewünscht, kann diese über eine einmalige Pensionserhö-
hung oder andere Kanäle (z. B. Steuerermäßigungen oder geringere Sozial-42



beiträge) erfolgen. Zudem wären die Pensionsansprüche für jeden klar er-
sichtlich: Jeder weiß zu jedem Zeitpunkt, wie hoch der Pensionsanspruch 
ist und die individuelle Entscheidung des (Teil-)Austritts aus dem Erwerbs-
leben liegt in der Hand jedes Einzelnen. 
 Um eine Umstellung politisch möglichst erfolgreich durchzuführen, 
ist es unerlässlich, die Ungerechtigkeiten und Kosten des aktuellen Sys-
tems für alle klar darzustellen. Zusätzlich sind die individuellen Vorteile 
für jeden Bürger herauszuarbeiten, damit jene, die von einer Reform pro-
fitieren würden, dies auch wissen. Dies ist etwa in Deutschland bei der Ein-
führung der Riester-Rente25 nicht gelungen. Dort wurden der Bevölkerung 
die möglichen Verluste aufgezeigt, während die möglichen Gewinne nicht 
transparent gemacht wurden.

Wie kann diese Umstellung aussehen?
Das österreichische Pensionssystem befindet sich noch immer in einer 
Übergansphase zum neuen „System“ (APG), das 2004 eingeführt wurde. 
Daraus folgt, dass aktuell zwei Systeme parallel laufen26 – und dies noch 
für einige Jahrzehnte (siehe Knell et al., 2006). Als Argument für diese lan-
ge Übergangsphase wird zumeist der Vertrauensschutz angeführt. Ob eine 
so langfristige Umstellung auf ein neues System sinnvoll ist, kann kontro-
vers diskutiert werden. Zum einen hat die lange Übergangsdauer zur Fol-
ge, dass Ältere ihre Privilegien im alten System nicht zur Gänze verlieren. 
Zum anderen führt sie aber auch dazu, dass das System für jeden Einzel-
nen noch komplizierter zu durchschauen ist.27 Die Erstgutschrift im neuen 
österreichischen System war jedoch ein Schritt hin zu mehr Transparenz 
innerhalb des österreichischen Systems. Sollten die Umstellung auf das 
schwedische Modell in Betracht gezogen und Ziele wie Transparenz und 
versicherungsmathematische Fairness verfolgt werden, so müsste ein ra-
scher Übergang gescha!t werden. Oder aber die schwedischen Automa-
tismen werden einfach mit sofortiger Wirkung in das österreichische Sys-
tem integriert.
 

25 Die Riester-Rente ist eine staatlich geförderte, privat finanzierte Rente, die 2002 in Deutschland eingeführt 
wurde. 
26 Für jene die vor 1955 und jene die nach 1955 geboren sind. 
27 Knell et al. (2006): „Even though the introduction of personal accounts is designed to increase the transparen-
cy and the actuarial fairness of the pension system, long transition periods contravene this aim.” 43



Größtes Problem einer Umstellung auf das schwedische System ist, dass 
für die langfristige finanzielle Stabilität ein Ausgleichsfonds benötigt wird, 
um Schwankungen zwischen Einzahlungen und Auszahlungen abzufe-
dern. Die Schweden erkannten bereits bei der Einführung des staatlichen 
Pensionssystems, dass es sinnvoll ist, in Zeiten von guten demografischen 
Entwicklungen die dadurch entstehenden Überschüsse für spätere Gene-
rationen zu sparen und nicht anderwärtig zu verteilen. So waren in den 
1970er, 80er und 90er-Jahren die geburtenstarken Jahrgänge noch am 
Arbeitsmarkt aktiv – die Einzahlungen also verhältnismäßig hoch. Ein Teil 
dieser Einzahlungen wurde damals in einem Fonds angelegt, um später die 
verhältnismäßig hohen Auszahlungen finanzieren zu können. Zum Zeit-
punkt der Umstellung fasste dieser Fonds bereits die Auszahlungen von 
5 Jahren – dies würde in Österreich aktuell rund 150 Milliarden Euro ent-
sprechen.
 Einen solchen Fonds besitzt Österreich nicht. Ganz im Gegenteil ist es 
so, dass Österreich aktuell pro Jahr mehr als 8 Milliarden Euro an allgemei-
nen Steuermitteln des Bundes zum Pensionssystem beisteuert („Ausfall-
haftung“). Im Fall einer Umstellung auf ein beitragsorientiertes (schwedi-
sches) System würden diese nicht gedeckten Beiträge langfristig entfallen. 
Trotzdem scheint diese Variante nicht sonderlich attraktiv. Ein weit gerin-
gerer Ausgleichsfonds wäre erforderlich, wenn die Verzinsung des Pensi-
onskontos mit der Lohnsumme erfolgte.
 Alternativ würde durch die Anpassung (Verzinsung) des Pensions-
kontos sowie der Pensionen mit der Lohnsumme28 eine automatische An-
gleichung an die unterschiedlichen Jahrgangsgrößen im österreichischen 
System erfolgen. Um das österreichische System stabil zu halten, wäre 
zusätzlich eine automatische Anpassung an die Lebenserwartung nötig. 
Dazu wäre es laut Knell (2013) sinnvoll, die Pensionsformel 45-65-80 lau-
fend an die steigende Lebenserwartung anzupassen29. So kann im österrei-
chischen System das schwedische System nachgeahmt werden. Dies wür-
de aber regelmäßige Eingri!e in das Pensionssystem bedeuten, die durch 
die Politik erfolgen müssten und die zur Verunsicherung in der Bevölke-
rung führen könnten. Die Formel könnte aber natürlich auch durch einen 
Automatismus laufend angepasst werden. Trotzdem würde auch in diesem 
System ein Ausgleichsfonds benötigt werden. Langfristig würde dies aber 
das System stabilisieren.

28 In Österreich und Schweden wird das Pensionskonto derzeit mit dem durchschnittlichen Lohnwachstum 
verzinst. 
29 Knell (2005): „[...] it would be possible to link the definition of the benchmark pensioner to the 45-65-80 
formula, but this is at present not planed, at least not in Austria.”44



 Im Fall einer Anhebung des gesetzlichen Pensionsantrittsalters muss 
natürlich bedacht werden, dass es nicht sinnvoll ist, wenn die betro!enen 
Personen lediglich von der Pensionsstatistik in die Arbeitslosenstatistik 
verschoben werden. Ein funktionierender Arbeitsmarkt für ältere Personen 
ist daher essenziell, um das Sozialsystem finanziell stabil halten zu können. 
Hier gibt es vor allem im Bereich des Senioritätsprinzips sowie im Bereich 
der Lohnnebenkosten der älteren Arbeitnehmer akuten Handlungsbedarf.
 Die Einführung eines Pensionskontos im österreichischen System 
(APG 2004) erleichtert, wie erwähnt, eine Umstellung auf das schwedische 
System enorm. Der bürokratische Aufwand würde sich in Grenzen halten, 
da sich lediglich die Einzahlungen auf das Konto änderten, nicht aber die 
benötigten Informationen. Im Sinne von mehr Transparenz wäre ein bei-
tragsorientiertes Pensionssystem auf jeden fall vorteilhaft.
 Langfristig muss daher eine Umstellung auf das schwedische Pen-
sionssystem angestrebt werden – nicht zuletzt, damit die aktuellen Bei-
tragszahler nicht immer länger arbeiten müssen, sondern frei entscheiden 
können, mit welchem Alter sie in Pension gehen. Außerdem würden die 
Kosten des Systems reduziert, der Verwaltungsaufwand verringert und die 
Lasten nicht auf nachkommende Generationen verschoben werden.
 Alles in allem ist ein Eingri! in das aktuelle Pensionssystem aus poli-
tischer Sicht eher unattraktiv. Das Problem ist jedoch, dass ein solcher mit 
der Zeit weiter an Attraktivität verliert. Die steigende Lebenserwartung und 
die niedrige Geburtenrate führen dazu, dass sich die Zahl der Befürworter 
eines generationenübergreifend fairen Systems verringert, die Zahl der 
Gegner einer Umstellung daher steigt.
 Je früher die skizzierten Anpassungen des aktuellen Systems erfol-
gen, desto eher wird dies auch von den Wählern belohnt werden, da die 
Entwicklung der Bevölkerungsstruktur (anteilsmäßig stiegt die Zahl der Äl-
teren rasch an) für solche Reformvorhaben nicht förderlich ist. Daher soll-
te rasch reagiert werden, um das aktuelle System möglichst schnell noch 
„altersfest“ zu machen. Übergangsfristen können dazu beitragen, mehr 
Befürworter für einen solchen Systemwechsel zu finden. Im Sinne einer 
gleichmäßigen Lastenverteilung müssen diese aber so kurz wie möglich 
gehalten werden. 
 Sollen jüngere Generationen entlastet werden, so gelingt das nur, 
wenn auch die älteren Generationen mit ins Boot geholt werden. Da je-
doch in bestehende Pensionen nur durch eine unvollständige Inflationsab-
geltung eingegri!en werden kann und diese Strategie natürlich besonders 
unpopulär und damit unwahrscheinlich ist, sollte darauf abgezielt werden, 
die Änderungen des Systems möglichst rasch durchzuführen. 45
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Appendix



Modellparametrisierung

Die Lebenserwartung wird von der Statistik Austria30 übernommen,  
ist jahrgangsabhängig und wird zum Zeitpunkt der Barwertberechnung 
(Österreich) bzw. zum Zeitpunkt des Pensionsantritts (im schwedischen 
System) berechnet. Die Lebenserwartung wird für jeden Jahrgang fest-
gestellt – mögliche minimale Unterschiede innerhalb eines Jahrganges 
(unterschiedliche Geburtstage) werden nicht berücksichtigt. Der durch-
schnittliche Bruttolohn wird zur Pensionsberechnung herangezogen. Die-
ser lag 2012 bei 29.723 Euro. Als durchschnittliches Bruttolohnwachstum 
wird 2,43 Prozent angenommen – das durchschnittliche Lohnwachstum 
der letzten 10 Jahre. Die durchschnittliche Inflation der letzten 10 Jahre lag 
bei 1,98 Prozent, daher wird im Modell mit diesem Wert gerechnet.31 Der 
Zinssatz für die Barwertberechnung sollte einen risikolosen Zinssatz dar-
stellen. Üblicherweise werden hier die Renditen langfristiger staatlicher 
Schuldverschreibungen (10 Jahre) verwendet. 2012 lag die Rendite auf ös-
terreichische Schuldverschreibungen bei 2,37 Prozent32.

Die „tatsächlich anfallende“ Beitrags-  
und Ersatzrate in einem geschlossenen  
Pensionssystem

Unter Zuhilfenahme der Definition der Ersatzrate, Gleichung (1) und Glei-
chung (3) können die direkten und indirekten Einzahlungen der Versicher-
ten in das Pensionssystem berechnet werden. Diese müssen den gesamten 
direkten Auszahlungen abzüglich des Bundesbeitragsanteils der Pensio-
nisten (indirekte Kosten für Pensionisten) entsprechen:

30 http://www.statistik.at/Lebenserwartung/action.do 
31 Bei längeren Zeiträumen von 15 bzw. 20 Jahren verändern sich diese Wachstumsraten nur minimal (jährliches 
Bruttolohnwachstum 2,5 Prozent bzw. 2,7 Prozent; Inflation 1,8 Prozent bzw. 2,1 Prozent); das reale Bruttolohn-
wachstum bleibt relativ stabil bei 0,5 bis 0,6 Prozent. 
32 2013 lag der Wert für österreichische Schuldverschreibungen noch niedriger (bei 2,01 Prozent). Bei deutschen 
Staatschuldverschreibungen liegt dieser Wert allgemein auf noch niedrigerem Niveau.48



(4)

Die linke Seite der Gleichung (4) stellt die direkten und indirekten Einzah-
lungen der Versicherten dar. Der erste Ausdruck in Klammern entspricht 
der „tatsächlich anfallenden“ Beitragsrate (Ѭ*) eines durchschnittlichen 
Versicherten:

Ѭ* = Ѭt + 
Wt * Lt

њ * bt * Pt * Rt  = Ѭt + њ * bt * qt * BRt
(5)

Die rechte Seite der Gleichung (4) stellt die gesamten Auszahlungen an die 
Pensionisten abzüglich des entsprechenden Bundesbeitragsanteils (zu-
sätzliche Kosten, die von den Pensionisten getragen werden) dar. Der erste 
Ausdruck in Klammern entspricht der „tatsächlich anfallenden“ Ersatzrate 
(q*) eines durchschnittlichen Pensionisten:

q* = qt – 
Wt * Rt

(1 – њ) * bt * Pt * Rt  = qt * (1 + њ * bt–bt) (6)

Ѭt + qt –  * Wt * Lt Wt * Rt=
Wt * Lt

њ * Bt

Wt * Rt

(1– њ� * Bt

Direkte und indirekte 
Einzahlungen

Auszahlungen abzüglich der  
indirekten (von den Pensionisten 

getragenen) Kosten
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Der Anstieg des Pensionsantritts - 
alters in den Szenarien

E!ektives Pensionsantrittsalter in den Szenarien
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Abbildung 13 
Quelle: Pensionskommission (2014), eigene Annahmen.

Robustheitstests
In diesem Abschnitt wird der Einfluss der Parameterwerte (Inflation, Brut-
tolohnwachstum, risikoloser Zinssatz) genauer betrachtet. Die unter-
schiedliche Parameterwahl wird nur für Modell 2 durchgeführt, da die Aus-
wirkungen in beiden Modellen die gleichen sind. Die Auswirkungen der 
Lastenverteilung auf Pensionisten und Beitragszahler (њ-Wert) wurden be-
reits bei den Ergebnissen diskutiert, daher wird ein konstanter њ-Wert von 
0,5 angenommen.
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Durchschnittliches Bruttolohnwachstum

Hier wird sowohl die Inflation als auch der risikolose Zinssatz auf kons-
tantem Niveau (1,98 Prozent bzw. 2,37 Prozent) gehalten, um die Auswir-
kungen einer Änderung des Bruttolohnwachstums auf das Indi!erenzalter 
darzustellen. Daraus wird ersichtlich, dass das Bruttolohnwachstum zwar 
einen Einfluss auf die Höhe des Indi!erenzalters hat, die Steigung aller-
dings o!ensichtlich nicht beeinflusst. 

Auswirkung des Bruttolohnwachstums auf das Indi!erenzalter
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Abbildung 14 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Das bedeutet, dass die Zahl der Gewinner einer Pensionsreform nach 
schwedischem Vorbild relativ zu den Verlierern abnimmt – unabhängig 
von der Wahl des durchschnittlichen Bruttolohnwachstums ist. 

51



Inflation

Das Inflationsniveau beeinflusst lediglich die Pensionsanpassung im öster-
reichischen System. Das Bruttolohnwachstum sowie der risikolose Zinssatz 
werden konstant gehalten (2,44 Prozent bzw. 2,37 Prozent). Eine höhe-
re Inflation lässt das Indi!erenzalter sinken, weil dies das österreichische 
System (Inflationsanpassung der Pension) im Vergleich zum schwedischen 
Modell (Pensionsanpassung erfolgt mittels durchschnittlichen Bruttolohn-
wachstums) attraktiver macht und vice versa. 

Auswirkung der Inflation auf das Indi!erenzalter
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Abbildung 15 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Es zeigt sich wieder, dass die Inflation lediglich einen Einfluss auf das  
Niveau des Indi!erenzalters hat, nicht aber auf die Steigung. Das bedeu-
tet, dass die Zahl der Gewinner einer Pensionsreform nach schwedischem 
Vorbild relativ zu den Verlierern abnimmt – unabhängig von der Wahl der 
Inflation.
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Risikoloser Zinssatz

Das Bruttolohnwachstum sowie die Inflation werden auf konstantem  
Niveau gehalten (2,44 Prozent bzw. 1,98 Prozent). 

Auswirkung des Zinssatzes auf das Indi!erenzalter
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Abbildung 16 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Ebenso wie die Veränderungen anderer Parameter wirkt sich auch der ri-
sikolose Zinssatz auf die Höhe des Indi!erenzalters aus. Anders als bei den 
Veränderungen von durchschnittlichem Bruttolohnwachstum und Infla-
tion, beeinflusst die Wahl des risikolosen Zinssatzes jedoch auch die Stei-
gung des Indi!erenzalters. Sollte dieser Zinssatz bei mehr als vier Prozent 
liegen, so kann es sein, dass sich die Zahl der Gewinner einer Pensionsre-
form im Verhältnis zu den Verlierern sogar vergrößert. Ein risikoloser Zins-
satz von über vier Prozent scheint aber unter den gegebenen Umständen 
als eher unrealistisch.
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Tabelle 3 
Quelle: Eigene Berechnungen. 55
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